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11272 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Finanzausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 6. Juli 2023 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz geändert wird 

Hauptgesichtspunkte des Beschlusses des Nationalrates: 
Basierend auf den Erkenntnissen aus der Umsetzung der Nationalen Risikoanalyse 2021 sowie im 
Hinblick auf die bei der Umsetzung von Sanktionen gewonnenen Erfahrungen sollen weitere 
Verbesserungen im Bereich des Registers der wirtschaftlichen Eigentümer umgesetzt werden: 
- Umsetzung von Sanktionen: Das Register der wirtschaftlichen Eigentümer soll zur zentralen 

Plattform zum automatisationsunterstützten Abgleich von Sanktionslisten mit dem Firmenbuch, dem 
Vereinsregister, dem Ergänzungsregister und dem Register der wirtschaftlichen Eigentümer 
ausgebaut werden. So können künftig effektiv und effizient Verdachtsfälle im Hinblick auf die 
Eigentümer, vertretungsbefugten Personen und wirtschaftlichen Eigentümer von Rechtsträgern 
ermittelt werden. Die so ermittelten Verdachtsfälle sollen im Register gespeichert werden und von 
der Registerbehörde, der Direktion Staatsschutz und Nachrichtendienst sowie anderen zuständigen 
Behörden eingesehen werden können. 

- Bekämpfung von Scheinunternehmen: Jährlich entgehen der öffentlichen Hand sowie der 
Sozialversicherung durch Sozialbetrug Steuern und Sozialversicherungsbeiträge in beträchtlicher 
Höhe durch Scheinunternehmen. Mit diesen werden Lohn- und Sozialabgaben systematisch verkürzt 
und es entsteht zudem eine Wettbewerbsverzerrung zu Lasten von rechtskonform und redlich 
handelnden Unternehmen. Durch eine automatisierte Datenübermittlung von bestimmten Daten des 
Registers der wirtschaftlichen Eigentümer an die Abgabenbehörden sollen die zentralen Services 
künftig verbesserte Analysen, insbesondere zur Entdeckung von Scheinunternehmen, durchführen 
können. 

- Verbesserung der Transparenz von Treuhandschaftsvereinbarungen: Treuhändig gehaltene Anteile 
an Rechtsträgern sind schon derzeit offenzulegen. Mit der vorgeschlagenen Änderung sollen noch 
weitere Fälle erfasst werden, bei denen Treuhandschaften zu einer Verschleierung des wirtschaft-
lichen Eigentums führen können. So sollen zukünftig auch Treuhandschaften innerhalb der Beteili-
gungskette und die treuhändige Übernahme der Funktionen des Stifters oder des Begünstigten bei 
Stiftungen (Treuhandstiftungen) offengelegt werden. 

- Verbesserung der risikobasierten Aufsicht durch die Registerbehörde: Künftig sollen Bedrohungs-
szenarien im Hinblick auf die Verschleierung des wirtschaftlichen Eigentums durch modellbasierte 
Analysen der zentralen Services der Abgabenbehörden deutlich schneller und besser erkannt werden 
können, wie beispielsweise Scheingesellschafter, nicht gemeldete Treuhandschaften und unrichtige 
Meldungen im Hinblick auf die Umgehung von Sanktionen. 

- Intensivierung der Zusammenarbeit der Registerbehörde mit anderen Behörden: Um Geldwäsche, 
Terrorismusfinanzierung und die Umgehung von Sanktionen verhindern zu können ist eine effiziente 
Zusammenarbeit der zuständigen Behörden essentiell. Zu diesem Zweck soll eine rechtliche 
Grundlage für einen, über die Amtshilfe hinausgehenden, Informationsaustausch geschaffen werden 
und so die Zusammenarbeit zwischen den Behörden verbessert werden. 
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- Einrichtungen, die öffentliche Mittel als Förderungen vergeben, soll eine Einsicht in das Register 
ermöglicht werden, um die Transparenz von wirtschaftlichen Eigentümern bei der Vergabe von 
öffentlichen Förderungen zu gewährleisten. Zudem soll dadurch auch dem Umstand Rechnung 
getragen werden, dass den Daten der Register der wirtschaftlichen Eigentümer in europäischen 
Rechtsakten eine immer größer werdende Bedeutung für die Vergabe von öffentlichen Förderungen 
zukommt. 

- Einführung einer Einsicht mit berechtigtem Interesse und Berücksichtigung des Urteils des 
Gerichtshofs der Europäischen Union in den verbundenen Rechtssachen C-37/20 und C-601/20 vom 
22. November 2022, mit dem Art. 30 Abs. 5 der Richtlinie (EU) 2015/849 in der Fassung der 
Richtlinie (EU) 2018/843 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der 
Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung und zur 
Änderung der Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU, ABl. Nr. L 156 vom 19.06.2018 S. 43 
(5. Geldwäscherichtlinie) aufgehoben wurde. 

 
Der Finanzausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am  
11. Juli 2023 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Mag. Marlene Zeidler-Beck, MBA. 
Bei der Abstimmung wurde mehrstimmig beschlossen, gegen den Beschluss des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben (dafür: V, F, G, dagegen: S). 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Mag. Marlene Zeidler-Beck, MBA gewählt. 

Der Finanzausschuss stellt nach Beratung der Vorlage mehrstimmig den Antrag, gegen den vorliegenden 
Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2023 07 11 

 Mag. Marlene Zeidler-Beck, MBA Christoph Stillebacher 
 Berichterstatterin Stv. Vorsitzender 
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